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Die Liste der Unternehmen, die in der Region Nordwestschweiz in der letzten Zeit massiv Stellen

abgebaut haben, ist lang und wird immer länger. Zu ihnen gehören der Pharma-Multi Novartis

(Basel) in Produktion und Forschung und der US-Chemiekonzern Huntsman mit den früheren Ciba-

Betrieben (Basel). Beide verzeichneten in jüngster Zeit Rekordumsätze und Rekordgewinne. Im

Weiteren wurden Entlassungen angekündigt bei Swissmetall (Dornach), Harlan (Itingen, Füllinsdorf)

und als jüngstes Beispiel bei der Rohrbogen AG (Pratteln). 

Für die betroffenen Arbeitnehmenden und deren Angehörigen herrschen jetzt Zeiten von Unsi-

cherheit und Angst. Wegen der Häufung solcher Entlassungen und wegen der Verhärtung der

allgemeinen konjunkturellen Lage muss befürchtet werden, dass ein Teil der Betroffenen für immer

vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen bleibt. Dies ist besonders in einer von Arbeit geprägten Gesell-

schaft einerseits eine Quelle von bitterer Not. Andererseits zieht dies für die Gemeinwesen und

deren Steuerzahlenden erhebliche Folgekosten nach sich.

Gemäss Artikel 335d ff des Obligationenrechts sind die Arbeitgebenden vor beabsichtigten Massen-

entlassungen zu Konsultationen und Verhandlungen mit den Sozialpartnern verpflichtet. Leider

zeigen in den gegenwärtigen Verhandlungen vor allem die Unternehmen mit guten Rechnungs-

abschlüssen wie Novartis und Huntsman keine Bereitschaft zu substantiellen Zugeständnissen. Vor

allem in den gutsituierten Unternehmen muss dabei nach Alternativen zu den brutalen Abbau- und

Verlagerungsprojekten gesucht werden. Auf jeden Fall muss auf Boni und Dividenden verzichtet

werden, ehe an Stellenabbau auch nur gedacht werden darf. In diesem Sinne sind jetzt Gewerk-

schaften wie Unia und die Personalvertretungen im Einsatz, um tragfähige Alternativen auszu-

handeln. Auf Veranlassung der Gewerkschaftsbünde der beiden Basel sowie von politischen

Parteien wie Sozialdemokratische Parteien Basel-Stadt und Basel-Landschaft, Grüne Partei Basel-

land, Grünes Bündnis Basel-Stadt wurde das Komitee "Stopp Stellenabbau" gegründet. Wir sind

überzeugt: So darf es nicht weitergehen. Es braucht Gegenstrategien und konkrete Massnamen, um

künftig Massenentlassungen in unserer Region zu verhindern.

Leider blieben bisher die Regierungen der beiden Basler Kantone im Hinblick auf die bedrohliche

Entwicklung passiv. Sie taten nur wenig, um sich für die Erhaltung der Arbeitsstellen und des

Wirtschaftsstandorts einzusetzen. Dabei stehen Standortgemeinden und -kantone und Unternehmen

in vielfältiger Weise in Verhältnissen des wechselseitigen Gebens und Nehmens. So erhielt bei-

spielsweise die Firma Novartis beim Aufbau ihres Campus in grossen Teilen von Grossbasel-West

vom Kanton Basel Stadt viele Zugeständnisse. 

http://www.baselland.ch/Parlament.273441.0.html
http://www.baselland.ch/Geschaefte.273412.0.html
http://www.baselland.ch/rueegg_martin-htm.275227.0.html
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Im Sinne dieser Ausführungen stelle ich dem Regierungsrat folgende Fragen:

1. Wie beurteilt der Regierungsrat den beschleunigten Strukturwandel unserer Region - ins-

besondere mit Blick auf die Arbeitsplätze in der produzierenden Industrie?

2. Was unternimmt der Regierungsrat, um sich für die Erhaltung der bedrohten Arbeitsstellen

einzusetzen?

3. Wie bringt er den verantwortlichen Unternehmensleitungen die Missbilligung der beabsichtigten

Entlassungen zum Ausdruck?

4. Welche Handlungsspielräume sieht der Regierungsrat, um den Verzicht auf Entlassungen zu

fördern und zu begünstigen?

5. Welche Möglichkeiten sieht der Regierungsrat, das Zustandekommen fairer Sozialpläne zu

unterstützen?

6. Wie kann verhindert werden, dass aus den Entlassungen Dauerarbeitslosigkeit oder Qualifika-

tionsverluste hervorgehen?

Für die schriftliche Beantwortung meiner Fragen danke ich dem Regierungsrat schon jetzt bestens.
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